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Stabilität in der Wirtschaftskrise –
Ernährungsindustrie stützt Konjunktur

Jürgen Abraham

Vorsitzender

Matthias Horst

Hauptgeschäftsführer

Deutschland befindet sich in einer tiefen Wirtschaftskrise – Rückgang des Bruttoinlandsproduktes

um mehrere Prozent und zweistelliger Einbruch der Exporte – mit diesen Negativmeldungen

machen die Nachrichten nahezu täglich auf. Bislang erweist sich die Ernährungsindustrie mit 

ihren 530.000 Beschäftigten als Konjunkturstütze. Sorge bereitet den Unternehmen vor allem 

die Wettbewerbssituation im Handel und die Entwicklung ihrer Abgabepreise. Die Verteuerung 

der Kredite übt zusätzlichen Druck auf die Geschäftslage aus. 

Umwelt- und verbraucherpolitische Aufgaben und außenwirtschaftliches Engagement bildeten den

Schwerpunkt der BVE-Arbeit in den vergangenen zwölf Monaten. Die globalen Themen wie Klima-

wandel, Nachhaltigkeit und Welternährungskrise werden in der Branche intensiv diskutiert. Als

Spitzenverband der Branche ist die BVE gefordert, in diesen komplexen Themen die Betroffenheit

der Branche zu analysieren, eigene Lösungsansätze zu entwickeln und die politischen Positionen

zu bestimmen. Ziel ihrer Arbeit ist es, die Wettbewerbsfähigkeit der Branche zu erhalten und die

Unternehmen auf neue Herausforderungen einzustellen.

Die Außenwirtschaftsförderung für die Ernährungsindustrie erforderte in den vergangenen Mona-

ten besonders intensiven Einsatz, nachdem die Finanzierung der zentralen Absatzförderung und

damit der CMA und ZMP durch die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes für nichtig er-

klärt wurde. Der Branche fehlt nun auf vielen Gebieten wie der Wissenschafts-PR, der Exportförde-

rung und der Marktinformation ein zentraler Ansprechpartner, der produktübergreifend für die

Agrar- und Ernährungswirtschaft tätig ist. Welche Lücken hinterlassen werden und welche neuen

Konzepte die Branche nun entwickeln wird, werden die nächsten Monate zeigen.

Die Politik ist gefordert, die mittelständische Ernährungsindustrie vor allem im Bereich der Export-

förderung zu unterstützen, damit sie im Vergleich zu ihren Wettbewerbern im Ausland keinen

Nachteil erleidet. Die Branche selbst ist gefordert, neue Wege zu einem gemeinsamen Handeln 

zu finden. Ihr Spitzenverband wird sie dabei unterstützen.

Die Intensivierung der Zusammenarbeit mit der Agrarwirtschaft und dem Lebensmittelhandel ist

der BVE ein wichtiges Anliegen. Viele Fragen der Politik und der Gesellschaft an Lebensmittel lassen

sich nur durch einen engen Schulterschluss der Wirtschaftsstufen befriedigend beantworten.

Wir danken unseren Mitgliedern, den Unternehmen und Verbänden für die gute und konstruktive

Zusammenarbeit. Eine erfolgreiche Arbeit des Spitzenverbandes wäre ohne ihre Anregungen und

Unterstützung nicht zu leisten.

Berlin, im April 2009



Stabilität in der Wirtschaftskrise –
Ernährungsindustrie stützt Konjunktur

Markt



3

M
ar

kt

Die Ernährungsindustrie gehört zu

den vier größten Industriezweigen in

Deutschland. Mit 534.000 Beschäf-

tigten leistet sie einen wichtigen Bei-

trag für Wohlstand und Wachstum.

Inlandsmarkt

Die Ernährungsindustrie erzielte im

Jahr 2008 einen Branchenumsatz

von 155 Mrd. C=. Das entspricht einem

nominalen Wachstum von 5,6% ge-

genüber dem Vorjahr. Ein Großteil

des Wachstums geht allerdings auf

Preissteigerungen zurück. Wegen

gestiegener Rohstoff- und Produk-

tionskosten waren Preiserhöhungen

unausweichlich. Real – also ohne die

Preiskomponente – ist der Branchen-

umsatz schätzungsweise um 0,9%

gesunken. 

Das positive Ergebnis darf aber nicht

über die schwierige Situation im In-

land hinwegtäuschen. Hier wurde im

Jahr 2008 bei einem geringen nomi-

nalen Wachstum von 2,5% ein Um-

satz von 112,6 Mrd. C= erzielt. Wachs-

tumstreiber war wie in den Vorjahren

das Exportgeschäft mit einem nomi-

nalen Zuwachs von 15%. An das Aus-

land wurden Lebensmittel im Wert

von 42,4 Mrd. C= verkauft.

In der aktuellen Finanz- und Wirt-

schaftskrise hat sich die Ernährungs-

industrie bisher als Konjunkturstütze

erwiesen und ist ein Garant für wirt-

schaftliche Stabilität in der Krise.

Lebensmittelpreise

Der Anstieg des Verbraucherpreisin-

dex für Nahrungsmittel und alkohol-

freie Getränke von 6,0% lag 2008

über dem des Verbraucherpreisindex

für die Lebenshaltung – eine für die

Branche untypische Entwicklung,

denn langfristig stiegen die Preise

für Lebensmittel wesentlich langsa-

mer als das allgemeine Preisniveau.

Im Vergleich zu anderen EU-Mitglied-

staaten sind die Preise für Lebens-

mittel in Deutschland weiter niedrig.

Der harte Wettbewerb auf der Indu-

strieseite und die zunehmend

schwierige Verhandlungsposition

gegenüber dem Lebensmittelhandel

sorgen dafür, dass Preissteigerungen

nur sehr eingeschränkt durchgesetzt

werden können.

Die Verbraucherpreise für Nahrungs-

mittel und Getränke haben sich seit

Anfang 2009 stabilisiert und lagen

im ersten Quartal um weniger als 

1% höher als im Vorjahr. Zu schaffen

machen den Lebensmittelherstellern

die Preissenkungsrunden im Lebens-

mitteleinzelhandel. Im Discountbe-

reich lagen die Preise – nach über-

durchschnittlichen Erhöhungen im

Jahr 2008 – um knapp 3% niedriger

als im Vorjahr. Die Hersteller erziel-

ten im Frühjahr 2009 Verkaufspreise,

die um mehr als 2% unter denen des

Vorjahres lagen.

Die Entwicklung der Verbraucher-

preise für Lebensmittel ist zum

Großteil der Preisentwicklung an 

den internationalen Agrarrohstoff-

märkten geschuldet. Nach einem

Rekordanstieg der Agrarrohstoff-

preise bis Mitte 2008 gaben die

Preise im weiteren Verlauf des Jahres

deutlich nach und haben sich zu

Beginn des Jahres 2009 wieder sta-

bilisiert. Langfristig ist aufgrund

einer stetig wachsenden Weltbevöl-

kerung und sich ändernden Ernäh-

rungsgewohnheiten, die durch wach-

senden Konsum von Milch- und

Fleischprodukten gekennzeichnet

sind, mit einem Nachfrageanstieg

und damit verbundenen Preisanstieg

zu rechnen.

Perspektiven 2009

Eine wichtige gesamtwirtschaftliche

Funktion wird auf die Ernährungsin-

dustrie im Jahr 2009 zukommen.

Während andere Branchen massive

Auftrags- und Umsatzrückgänge

verzeichnen und mit täglich neuen

Hiobsbotschaften aufwarten, wird

die Ernährungsindustrie ihre Rolle

als Konjunktur stabilisierender Wirt-

schaftszweig unter Beweis stellen.

Die gesamtwirtschaftlichen Progno-

sen für das Jahr 2009 sehen düster

aus. Vorsichtige Schätzungen gehen

von einem Rückgang des deutschen

Bruttoinlandsprodukts um 2% aus;

pessimistische Szenarien sehen so-

gar ein Schrumpfen der Wirtschafts-

leistung um 6% voraus. Noch geben

sich die Verbraucher konsumfreudig.

Greift die Krise aber stärker auf den

Arbeitsmarkt über, droht auch die

Binnennachfrage deutlich nachzu-

geben; dies wird dann auch den

Lebensmittelmarkt tangieren. Mit

einem Ende der Krise rechnen Exper-

ten nicht vor 2010.

Lebensmittelhandel

Discount wächst weiter

Im Zuge der Finanz- und Wirtschafts-

krise konnten die Discounter 2008

ihren Marktanteil im Lebensmittel-

und Drogeriemarktbereich auf 44,0%

erhöhen, nach 43,0% im Jahr 2007.

Der Marktanteil der Supermärkte

ging weiter zurück auf 23,3%. 

Insgesamt betrug der Umsatz 2008

im Lebensmitteleinzelhandel 158,4

Mrd. C=. Damit ist der Handel vor dem

Export und dem Außer-Haus-Markt

weiter der wichtigste Absatzkanal für

die Ernährungsindustrie. 
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Handelskonzentration

Sorge bereitet den Unternehmen die

weiter zunehmende Konzentration

im Lebensmitteleinzelhandel, die 

2008/09 einen Rekordwert erreicht.

Die TOP 5 des deutschen Lebens-

mittelhandels vereinen mittlerweile

einen Marktanteil von knapp 72 %

auf sich. Unangefochtener Marktfüh-

rer bleibt Edeka. Nach der Übernah-

me des Discounters Plus konnte

Edeka den Marktanteil bei Lebens-

mitteln auf 21,4% ausbauen. Es folgen

Rewe mit 15,6%, die Schwarz-Grup-

pe mit 13,6% und Aldi mit 12,5%. 

Kühlkost

Der Anstieg der Verbrauchernach-

frage nach Kühlkostprodukten war

2008 ungebrochen. Die Produktpa-

lette dieses Marktsegmentes reicht

von frischen Nudeln, Feinkostsalaten

und Antipasti bis hin zu Fruchtsäften

und kompletten Fertiggerichten.

Auch nach dem Ende der CMA unter-

stützt die BVE die Hersteller von

Kühlkostprodukten und führt den

gemeinsam ins Leben gerufenen

„Chilled Food Dialogkreis“ fort. Ziel

dieser Initiative ist es, mit Teilneh-

mern aus Industrie und Handel

aktuelle Marktentwicklungen zu

diskutieren und gemeinsam neue

Konzepte zu entwickeln. Ein Ergebnis

dieses Dialogkreises ist die Umbe-

nennung der Produktkategorie von

„Chilled Food“ in „Kühlkost“ in der

Kommunikation mit der Öffentlich-

keit, um das Verbraucherverständnis

für diese Produkte zu fördern. Die

Frühjahrssitzung 2009 bei Kühlmann

in Rietberg, befasste sich mit dem

Thema gekühlte Fertiggerichte. 

Marketingforum

Im BVE-Marketingforum stand der

Wertewandel in der Gesellschaft mit

seinen Auswirkungen auf die Marke-

tingkonzeptionen für Lebensmittel

im Mittelpunkt. Gastgeber McDonald’s

Deutschland und Edeka Simmel

gaben Einblick in die Unternehmens-

und Markenstrategien. Das Forum

bietet der Führungsebene der Ernäh-

rungsindustrie aus Marketing und

Vertrieb eine Plattform für den bran-

chenübergreifenden Austausch, für

Informationsvermittlung und Kontak-

te zu Absatzpartnern.

Petersberger Unternehmer-

gespräch

Die Gespräche der Führungsebene

der Ernährungsindustrie mit „Top-

Entscheidern“ des deutschen Han-

dels wurden mit drei Veranstaltun-

gen fortgesetzt.

Außer-Haus-Markt

Der Außer-Haus-Markt ist in

Deutschland, neben dem Lebens-

mitteleinzelhandel, der zweite wich-

tige Absatzkanal für die Ernährungs-

industrie. Die Umsätze in diesem

Segment konnten trotz der schwieri-

gen gesamtökonomischen Lage auch

2008 auf insgesamt über 64 Mrd. C=*

ansteigen. Die Entwicklung hat sich

im Jahresverlauf jedoch von Quartal

zu Quartal verschlechtert und war 

im 4. Quartal 2008 sogar rückläufig. 

So fällt der reale Umsatzzuwachs 

mit +1% im Vergleich zu 2007,

gegenüber den Zuwächsen um 

jeweils +3% in 2006 und 2007,

deutlich verhaltener aus. 

* Der Umsatz im Außer-Haus-Markt beruht

auf dem CREST Verbraucherpanel der

npdgroup Deutschland. Dieses wurde im

April 2008 auf eine Onlineerhebung umge-

stellt. Im Rahmen dieser Umstellung wurden

die Erhebungsdefinitionen erweitert, was 

zu einem nominalen Umsatzzuwachs von 

44 Mrd. C= in2007 auf 64 Mrd. C= in 2008 

führte. 

Lebensmittel: 

ein vielfältiger 

Wirtschaftszweig

Umsatzanteile der Branchen der Ernährungsindustrie 2008

Quelle: Statistisches Bundesamt, BVE, Stand: 31. März 2009
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Fleisch

Milch

Süßwaren, 
Dauerbackwaren

Alkoholische Getränke

Backwaren

Kartoffel-, Obst- und 
Gemüseverarbeitung

Mineralwasser und 
Erfrischungsgetränke

Mühlen, Stärke, 
Teigwaren

Öle und Fette

Würzen und Soßen

Kaffee und Tee

Zucker

Fisch

22,5

16,8

9,1

8,0

7,4

6,5

4,7

4,2

4,2

2,9

2,8

2,0

1,6
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Die Anzahl der „Besuche“ sank im

Vergleich zu 2007 um knapp 1%,

während die durchschnittlichen

Ausgaben pro Gast aufgrund höherer

Preise um knapp 2% anstiegen. Dar-

aus resultiert ein rein preisbedingtes

Umsatzwachstum. 

Im Jahresvergleich konnten mit Aus-

nahme der Erlebnisgastronomie alle

Marktsegmente Umsatzzuwächse

verzeichnen. Der Rückgang in der

Erlebnisgastronomie ist vor allem

auf das Nichtraucherschutzgesetz

zurück zu führen.

Die aktuelle Wirtschaftslage und 

das gegenwärtige zurückhaltende

Konsumklima beeinflussen den

Gastronomiemarkt negativ. Eine

Prognose für das Jahr 2009 ist noch

nicht möglich. Die Erwartungen der

Branche sind von vorsichtigem Opti-

mismus geprägt.

GV-Barometer 2008

Das Investitionsklima in der deut-

schen Gemeinschaftsverpflegung

(GV) ist laut der 8. Auflage des GV-

Barometers – einer Umfrage im

Rahmen der INTERNORGA – durch-

aus positiv. Mehr als die Hälfte der

GV-Entscheidungsträger (53%) be-

urteilen das Investitionsklima im

eigenen Betrieb als „gut“. Im Ver-

gleich zum Vorjahr (58%) ist das 

ein leichter Rückgang, erreicht aber

ungefähr das langfristige Durch-

schnittsniveau der letzten Jahre. 

Zu den wichtigen Themen in den GV-

Betrieben zählen vor allem „Gesund-

heit & Ernährung“ sowie „Energie-

verbrauch“. Diese Themen haben in

den vergangenen Jahren für fast drei

Viertel der Betriebsrestaurants und

zwei Drittel der Kliniken und Heime

stark an Bedeutung gewonnen. Auf

das zunehmende Gesundheitsbe-

wusstsein der Tischgäste reagieren

die Betriebe mit einem Bündel von

Maßnahmen wie einer zusätzlichen

gesundheitsorientierten Menülinie

oder dem verstärkten Einsatz von

Salaten und Bio-Produkten. 

BVE – Arbeitskreis Food Service

Die BVE bietet mit dem Arbeitskreis

Food Service ihren Mitgliedsunter-

nehmen und -verbänden eine Platt-

form, um sich über aktuelle Themen

und Entwicklungen im Außer-Haus-

Markt zu informieren und auszutau-

schen. 2008 standen aktuelle Trends

und konkrete Absatzpotenziale im

internationalen Außer-Haus-Markt

im Mittelpunkt der Arbeit. Die Teil-

nehmer gewannen konkrete Einblicke

in ausgewählte europäische Nach-

barmärkte, die Aktivitäten im Groß-

handel sowie Informationen über Ex-

portförderung.

Im Juni 2008 haben das Bundesmini-

sterium für Ernährung, Landwirt-

schaft und Verbraucherschutz

(BMELV) und das Bundesministe-

rium für Gesundheit (BMG) gemein-

sam den nationalen Aktionsplan IN

FORM vorgestellt. Zu den Kernberei-

chen dieser Initiative zählt auch die

Verbesserung der Außer-Haus-Ver-

pflegung in Schulen, Kindertages-

stätten und Betriebskantinen. 

Unter Einbeziehung des Aktions-

plans, wird sich der Food Service Ar-

beitskreis in 2009 auch dem wichti-

gen Thema "Gesunden Ernährung im

Außer-Haus-Markt" widmen. Die BVE

unterstützt die Initiative der Politik,

unausgewogener Ernährung und Be-

wegungsmangel entgegenzuwirken.

Speziell bei den DGE-Qualitätsstan-

dards für die Außer-Haus-Verpfle-

gung besteht jedoch Nachbesse-

rungsbedarf. Die BVE spricht sich

dafür aus, statt kontraproduktive

Verbote einzelner Lebensmittel zu

propagieren, gemeinsam für eine ob-

jektive Aufklärung und eine ausge-

wogene Ernährung einzutreten. Allen

Versuchen, zwischen angeblich un-

gesunden und gesunden Lebens-

mittel zu differenzieren, ist deutlich

entgegenzutreten.

Umsatzanteile (Lebensmittel) der TOP 10
des deutschen Lebensmitteleinzelhandels 2008

Gesamtumsatz Lebensmitteleinzelhandel 2008 158,4 Mrd. C=

Konzentration 

auf wenige 

Absatzpartner im 

Lebensmitteleinzel-

handel schreitet

voran

Quelle: TradeDimensions/LZ, BVE
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Edeka 

Rewe 

Schwarz-Gruppe

Aldi

Metro

Tengelmann

Lekkerland

Schlecker

dm-Drogeriemarkt

Norma

Sonstige

21,4

15,6

13,6

12,5

8,6

5,4

4,9

3,0

1,9

1,6

11,5
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Verbraucherpolitik

Verbraucherpolitik im Verbund

Bei ihrer Befassung mit der Verbrau-

cherpolitik arbeitet die BVE eng mit

dem BLL zusammen, stützt sich auf

seine Expertise und stimmt ihre For-

derungen mit ihm ab. Sie bringt sich

aktiv im BDI-Ausschuss für Konsum-

güter und Verbraucherpolitik und an-

deren Gremien ein. 

Verbraucherpolitik im Allgemeinen

und speziell im Lebensmittelbereich

hat in den vergangenen Jahren in

Deutschland und auf EU-Ebene und

darüber hinaus einen höheren Stellen-

wert erreicht. Wenn man von einer

zunehmenden Politisierung „unserer“

ernährungsindustriellen Themen

spricht, ist damit v. a. ein Trend ge-

meint, der immer weniger Fakten

und wissenschaftliche Erkenntnisse

respektiert und den Grundsatz der

Verhältnismäßigkeit negiert. Dies

geht einher mit überzogenen Vorstel-

lungen von NGOs, deren öffentlicher

Einfluss ihren Repräsentationsgrad

übersteigt. Gleichzeitig wird die Poli-

tik immer anfälliger für solche Strö-

mungen und in ihrer Ausgestaltung

immer beliebiger – den vermeintlich

kurzfristigen Erfolg im Blick. Hinzu

kommt eine nicht nachlassende

Reglementierungsflut, trotz aller

Bekenntnisse zu „better regulation“

und aller Versprechungen, stets vor-

ab ein „impact assessment“ durch-

zuführen; dies mutet nicht selten als

Feigenblatt an, werden die Regelun-

gen immer komplizierter und quali-

tativ immer schlechter – und damit

belastender für die Unternehmen. 

Die Ernährungsindustrie sollte nicht

nachlassen, diese Fehlentwicklungen

anzusprechen, Sachlichkeit und Wis-

senschaftlichkeit einzufordern, gegen

überzogene Reglementierungen an-

zugehen und selbstbewusst und mit

Überzeugung eigene Leistungen für

ein qualitativ hochwertiges, jederzeit

verfügbares und preiswertes Lebens-

mittelangebot darzustellen.

Gesunde Ernährung als Teil eines

gesunden Lebensstils

Dieses Thema ist und bleibt auf der

Tagesordnung von Politik, NGOs,

Wissenschaft und Ernährungsindu-

strie. Zwei Lösungsansätze stehen

sich gegenüber: Während vor allem

NGOs und Teile der Politik über das

Angebot, seine Produkte und ihre

Vermarktung Einfluss auf den Kon-

sum nehmen wollen, setzt die Ernäh-

rungsindustrie – basierend auf der

Wissenschaft – auf ein Bündel von

Maßnahmen, das die multikausalen

Ursachen für das verbreitete Über-

gewicht in unserer Gesellschaft be-

rücksichtigt. Eingriffe in das Angebot 

(z. B. durch „Reformulierung“) oder

in die Vermarktung (z. B. durch

„Werbebeschränkungen“) sind Alibi-

vorschläge, die letztlich erfolglos

blieben, der anbietenden Ernäh-

rungsindustrie aber weitere, kosten-

intensive Lasten auferlegen würden.

Auch kommen immer wieder fiskali-

sche Lenkungsmaßnahmen ins Ge-

spräch, um vermeintlich ungünstige

Lebensmittel zu verteuern; dies wür-

de nur die Verbraucher belasten, als

Beitrag zur Lösung des Problems

wäre es untauglich.

Die Ernährungsindustrie muss weiter

mit viel Geduld und Nachdruck auf

die wahren Ursachen der gesellschaft-

lichen Fehlentwicklung hinweisen

und gleichermaßen die Erfolg ver-

sprechenden Lösungsansätze auf

der Basis der wissenschaftlichen

Erkenntnisse propagieren. Es geht

nicht um einzelne Lebensmittel, es

geht um eine ausgewogene, ab-

wechslungsreiche Ernährung als Teil

eines gesunden Lebensstils, dazu

gehört v. a. ausreichende Bewegung

im Alltag, damit „Input“ und „Out-

put“ von Energie im Gleichgewicht

bleiben. Es geht um Erziehung, Vor-

bild, Information und Hilfestellung;

es geht um die Stärkung der Eigen-

verantwortung in der individuellen

Lebensführung, wozu auch die Er-

nährungsweise gehört. Dafür steht

auch die Plattform Ernährung und

Bewegung–peb, die weiter der akti-

ven Unterstützung der Ernährungsin-

dustrie bedarf.

Lebensmittelkennzeichnung

Beratungen zur Lebensmittelinfor-

mationsverordnung sind im EU-Par-

lament auf die neue Legislaturperio-

de vertagt worden. Dies ist zu

begrüßen, haben die über tausend

Änderungsanträge doch überdeutlich

Korrekturbedarf am Kommissions-

vorschlag gezeigt. Die Ernährungsin-

dustrie muss auf klaren Regelungen

bestehen, die dem Verbraucher ver-

wertbare Informationen vermitteln

und gleichzeitig die Unternehmen in

der praktischen Umsetzung nicht

über Gebühr belasten. Die Nährwert-

kennzeichnung, das Herzstück der

Novellierung des EU-Kennzeich-

nungsrechtes, muss einfach und

aussagekräftig sein. Sie muss die

vielfältigen freiwilligen Anstren-

gungen von Industrie und Handel,

die bereits heute zu einer weitge-

hend flächendeckenden Nährwert-

information bei verpackten Lebens-

mitteln geführt haben, honorieren;

nationale Abweichungsmöglich-

keiten müssen ausgeschlossen blei-

ben, um einen europäischen Flicken-

teppich mit all seinen Nachteilen für

den freien Warenverkehr im Binnen-

markt zu vermeiden.
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„Rot“ für die „Ampel“

Ein herausragendes Beispiel für poli-

tische Beliebigkeit ist die in Deutsch-

land vom Zaun gebrochene Diskus-

sion um die „Lebensmittel-Ampel“.

Als Munition in einem Landtagswahl-

kampf instrumentalisiert hat sie zu

einer kontroversen Auseinanderset-

zung in Politik und Medien, zwischen

NGOs und Wirtschaft geführt. Als

scheinbar einfaches Orientierungsin-

strument für den Verbraucher geprie-

sen, ist die Ampel lediglich ein politi-

sches Alibi, das keine verwertbare

Information geben, sondern in die

Irre führen würde. Europaweite

Umfragen haben eindeutig nachge-

wiesen, dass „rot“ als „Stopp“ miss-

verstanden würde; auch die Wissen-

schaft hält nichts von einem derart

simplifizierenden Signal; eine gesun-

de Ernährungsweise lässt sich damit

nicht fördern. Der richtige Weg, sind

objektive Informationen über den

Nährwert der Lebensmittel; hierzu

versteht sich die Ernährungsindu-

strie; diesen Weg hat sie schon

durch freiwillige Maßnahmen in wei-

tem Umfang beschritten. Erfreuli-

cherweise mehren sich die kritischen

Stimmen gegenüber einer „werten-

den Ampel“; jedoch muss die Ernäh-

rungsindustrie wachsam bleiben, ist

doch zu erwarten, dass die Ampel

auch in den kommenden Wahlkämp-

fen wieder instrumentalisiert wird.

Alkoholpolitik

Die seit Jahren anhaltende Diskus-

sion zum Missbrauch von Alkohol

hat zur Vorlage eines Nationalen

Aktionsprogramms zur Alkoholprä-

vention durch die Drogenbeauftragte

der Bundesregierung geführt. Das

Ziel der Missbrauchsbekämpfung

und in diesem Zusammenhang ins-

besondere der Schutz von Kindern

und Jugendlichen ist unstreitig, über

die Wege wird aber gestritten. Die

üblichen Instrumentarien der Politik,

z. B. Beschränkung der Verfügbarkeit

alkoholhaltiger Getränke und ihrer

Bewerbung oder auch Warnhin-

weise, mögen zwar einer breiten

Öffentlichkeit vermittelbar sein, sie

gehen jedoch am Problem vorbei

und würden daher wirkungslos

bleiben. Es kann nur darum gehen,

durch Vermittlung von Wissen, durch

Aufklärung die individuelle Kompe-

tenz im Umgang mit dem Genussmit-

tel zu stärken und insoweit ist vor al-

lem die Gesellschaft gefragt. Die

bestehenden gesetzlichen Regelun-

gen sowie die Selbstregulierung der

Werbewirtschaft sind ausreichend,

um Fehlentwicklungen und Aus-

wüchse in der Werbung für alkohol-

haltige Getränke zu unterbinden. Die

vielfältigen, eigenverantwortlichen

Maßnahmen der Branche gegen den

Missbrauch und zum Schutz von Kin-

dern und Jugendlichen werden auch

zunehmend von der Politik aner-

kannt. Diese Wege sind Erfolg ver-

sprechend, nicht wohlfeile politische

Forderungen. 

Grüne Gentechnik

Die weltweit zunehmende Verbrei-

tung der Grünen Gentechnik ist Rea-

lität. Ein Verzicht auf diese Zukunfts-

technologie wäre für die deutsche

Ernährungsindustrie vor dem Hinter-

grund der internationalen Marktent-

wicklung bei Roh- und Hilfsstoffen

weder möglich noch verantwortbar;

er würde zumindest mittel- und lang-

fristig zum Verlust der Wettbewerbs-

fähigkeit führen. Trotz der augen-

blicklichen Zurückhaltung weiter

Teile der Verbraucher setzt sich die

Ernährungsindustrie für eine verant-

wortungsbewusste Weiterentwik-

klung und Anwendung der Grünen

Gentechnik auf der Basis hoher Si-

cherheitsstandards ein. Insoweit ist

den aktuellen, durchsichtigen Versu-

chen von Teilen der Politik, die An-

wendung der Grünen Gentechnik in

der Praxis zu verhindern – Forderung

nach „gentechnikfreien Gemeinden,

Regionen, Bundesländern“ – nur mit

Unverständnis zu begegnen. Diese

Vogel-Strauß-Politik wird der Verant-

wortung für eine zukunftsorientierte

Weiterentwicklung auch dieser Tech-

nologie nicht gerecht; sie ist innova-

tionsfeindlich und wird den Verbrau-

chern mittelfristig wichtige Produkte

vorenthalten. Gefordert wird eine

Rückkehr zur Sachlichkeit und zur

Respektierung wissenschaftlicher

Erkenntnisse.

Verbraucherinformationsgesetz

Nach einem knappen Jahr hat sich

das Verbraucherinformationsgesetz

als das erwiesen, was die Ernäh-

rungsindustrie vorhergesagt hat,

nämlich als Mittel zur „Aufmunitio-

nierung“ bestimmter NGOs. Das Ge-

setz wird, so Hinweise aus den Be-

hörden, nicht vom Verbraucher

genutzt; Informationen werden  v. a.

von NGOs nachgefragt. Im politi-

schen Raum werden Forderungen

laut, einen unmittelbaren Informa-

tionsanspruch gegenüber Unterneh-

men vorzusehen. Dem ist entschieden

mit dem Hinweis entgegenzutreten,

dass Unternehmen bereits vielfältige

Informationen der Öffentlichkeit und

anfragenden Mitbürgern zur Verfü-

gung stellen, so dass kein Bedarf an

einem gesetzlichen Informationsan-

spruch besteht. Freiwillige Verbrau-

cherkommunikation und ihre Ausge-

staltung sind für die Unternehmen

ein wichtiges Instrument; sie ist ein

probates Mittel, sich im hart um-

kämpften Wettbewerb abzugrenzen

und damit  Kundenbindung zu be-

treiben. Eine aktive Verbraucherkom-

munikation steht im ureigensten

Unternehmensinteresse.



BVE-Krisenmanagement

Das BVE-Krisenmanagement, das

seit Mai 2006 besteht, hat sich be-

währt; der Mitgliederkreis nimmt

stetig zu. Die Konzeption stellt den

Unternehmen in produktbezogenen

Krisensituationen, in denen die Un-

bedenklichkeit von Nahrungsmittel-

produkten in Frage steht, unverzüg-

liche und qualifizierte Hilfe zur

Verfügung, so dass die umgehende

Durchführung der im Einzelfall erfor-

derlichen Maßnahmen gewährleistet

ist. Darüber hinaus werden durch ein

modulares Seminarprogramm prä-

ventive, krisenrelevante Kenntnisse

vermittelt.

Stiftung Warentest

Testurteile der Stiftung Warentest

dienen  Verbrauchern als Orientie-

rungshilfe für Kaufentscheidungen.

Ca. 95% der Erwachsenen geben an,

die Stiftung Warentest zu kennen.

Die BVE begleitet die Arbeit der Stif-

tung, indem sie ihre Mitglieder über

Testprojekte informiert, Sachverstän-

dige für die Fachbeiräte benennt und

sich mit den Rahmenbedingungen

der Tests  befasst.

Die Stiftung hat den Auftrag, dem

Verbraucher eine neutrale und unab-

hängige Unterstützung bei der Aus-

wahl und beim Kauf von Waren und

Dienstleistungen zu geben. Dazu

testet sie vergleichend Produkte und

bewertet diese mit Noten von „sehr

gut“ bis „mangelhaft“ auf Basis der

Testergebnisse. Geprüft werden die

Produkte in Bezug auf Ihre „objekti-

ven“ Eigenschaften wie Preis, chemi-

sche/biologische Qualität, Deklara-

tion und Verpackung sowie ihre

„subjektiven“ Eigenschaften wie

Aussehen, Geruch, Mundgefühl und

Geschmack. Um wissenschaftlichen

Kriterien zu genügen, sind die Test-

verfahren aufwendig und teuer. Zur

Durchführung der Tests beauftragt

die Stiftung externe unabhängige

Prüfinstitute.

Zunehmend führt die Stiftung Waren-

test auch sogenannte CSR-Tests

durch (Corporate Social Responsibili-

ty). Dabei werden Produkte anhand

von sozialen Kriterien bei der Her-

stellung sowie der Umweltverträg-

lichkeit und Ressourcenschonung

bewertet. Die Durchführung solcher

Tests ist kritisch zu hinterfragen, 

da für die betroffenen Unternehmen

ein erheblicher Zeit- und Kosten-

aufwand entsteht und der Aussage-

gehalt der Testergebnisse sehr ein-

geschränkt ist. 
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Aus Sicht der Ernährungsindustrie

muss der eigentliche Stiftungszweck,

die Information der Öffentlichkeit

über objektivierbare Merkmale von

Produkten und Dienstleistungen, ge-

wahrt bleiben. Dazu sind anerkannte

wissenschaftliche Methoden sowie

nachvollziehbare und sachgerechte

Kriterien bei der Bewertung von

Testergebnissen notwendig. Die Ein-

beziehung von Experten der Anbie-

terseite ist unerlässlich.

Umweltpolitik

Klimaschutz – Umweltbezogene

Kennzeichnung von Lebensmitteln

Aufgrund der zunehmenden Erder-

wärmung und damit verbundenen

negativen Auswirkungen auf natür-

liche und menschliche Lebensbedin-

gungen stellt der Klimaschutz eine

der größten politischen Herausforde-

rungen unserer Zeit dar. Im Rahmen

der Diskussionen, wie das Ausmaß

der Treibhausgasemissionen wirk-

sam begrenzt werden kann, ist auch

der Sektor Ernährung in den Focus

geraten. So sind Forderungen erho-

ben worden, eine umweltbezogene

Kennzeichnung von Lebensmitteln

einzuführen, um die Konsumenten

zu einem ökologisch orientierten

Konsum zu befähigen.

Die BVE lehnt diese Forderung ab.

Sie hat sich deshalb gegenüber der

Politik sowohl gegen die Implemen-

tierung eines Carbon Footprints für

Lebensmittel als auch deren Kenn-

zeichnung mit dem EU-Umweltzei-

chen (Ecolabel) bzw. dessen deut-

schen Pendant, dem Blauen Engel,

ausgesprochen.

Der Carbon Footprint vermittelt Infor-

mationen über den Umfang von

Treibhausgasen, die während des

Gesamtlebenszyklus von Lebens-

mitteln emittiert werden; andere

Umweltauswirkungen, wie Wasser-

verbrauch, Schadstoffimmissionen,

Biodiversität, etc., bleiben unberück-

sichtigt. Verbrauchern würde unvoll-

ständige und missverständliche Pro-

duktinformation vermittelt. Für eine

integrierte, d. h. wesentliche Um-

weltaspekte eines Produkts erfas-

sende Kennzeichnung, wie sie dem

Ecolabel sowie dem Blauen Engel

zugrunde liegt, steht bislang keine

standardisierte und praktikable Me-

thodik zur Verfügung, die es ermög-

licht, Bewertungen für Lebensmittel

vorzunehmen. Offen ist, ob eine sol-

che Kennzeichnung überhaupt dazu

geeignet ist, das Konsumverhalten

der Verbraucher zu beeinflussen. 

Energieeffizienz

Effizienter Einsatz von Energie stellt

einen Hebel dar, um Treibhausgas-

emissionen zu reduzieren und das

Klima zu schonen, das ist auch be-

triebswirtschaftlich sinnvoll. Die BVE

führte im Juni 2008 einen Workshop

„Energieeffizienz in der Ernährungs-

industrie“ durch, um einen praxisbe-

zogenen Überblick über Effizienzmaß-

nahmen zu vermitteln. Im Dezember

2008 wurde von der BVE die Initiati-

ve „Netzwerk Energieeffizienz in der

Ernährungsindustrie“ gestartet. Sie

ist darauf ausgerichtet, im Rahmen

von so genannten „Energietischen“,

die deutschlandweit implementiert

worden sind, konkretes und be-

triebsbezogenes Know-how zur Ver-

fügung zu stellen, um Energieeffi-

zienzpotentiale in den Betrieben 

zu identifizieren und umzusetzen.

BVE-Broschüre „Klima- und

Umweltschutz in der Ernährungs-

industrie“

Die aktuelle umwelt- und verbraucher-

politische Diskussion über die Klima-

relevanz von Lebensmitteln erfordert

eine eindeutige Positionierung der

Ernährungsindustrie. Es ist wichtig

klarzustellen, dass die ökologische

Nachhaltigkeit eines der Leitprinzi-

pien der Branche ist. Die BVE hat im

März 2009 ihren Bericht „Klima- und

Umweltschutz in der Ernährungsin-

dustrie“ vorgelegt. Darin werden

zahlreiche Praxisbeispiele präsen-

tiert und Anregungen vermittelt, die

das ökologische Engagement der Er-

nährungsindustrie belegen. Sigmar

Gabriel, Bundesminister für Umwelt,

Naturschutz und Reaktorsicherheit

wurde die Broschüre am 3.3.2009 

im Rahmen des Unternehmertages

Lebensmittel überreicht. 

Verpackungsverordnung/Kreislauf-

wirtschaft- und Abfallgesetz

Am 1. 1. 2009 trat die 5. Novelle der

Verpackungsverordnung in Kraft. Sie

soll die haushaltsnahe Entsorgung

von Verkaufsverpackungen langfri-

stig sichern sowie die Transparenz

bei der Entsorgung dieser Verpack-

ungen erhöhen. Instrumente sind die

Pflicht zur Beteiligung an einem dua-

len System für alle Verkaufsverpack-

ungen, die typischerweise beim End-

verbraucher anfallen, sowie die

Pflicht zur Abgabe einer Vollständig-

keitserklärung. Die BVE hat diese

Novelle von Anfang an befürwortet

und aktiv begleitet. Im Juni 2008

wurde ein BVE-Workshop durchge-

führt, in dem praktische und recht-

liche Herausforderungen der Novelle

erörtert wurden. 

Die Verpackungsverordnung erfor-

dert auch in 2009 weiteren Hand-

lungs- und Positionierungsbedarf

seitens der Ernährungsindustrie.

Dies wird dadurch bedingt, dass im

Zusammenhang mit der 5. Novelle

von verschiedenen Seiten eine

grundlegende Überprüfung und
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Weiterentwicklung dieser Verordnung

gefordert worden ist. Vom Bundesrat

wurde eine Entschließung verab-

schiedet, in der die Bundesregierung

gebeten wird, eine Folgenabschät-

zung und ein Planspiel über die

Möglichkeiten einer 6. Novelle der

Verpackungsverordnung vorzuneh-

men. Ferner stellt sich die Frage der

Evaluierung der Pfandpflicht für Ein-

weggetränkeverpackungen. Bis zum

1. 1. 2010 hat die Bundesregierung

eine Prüfung bezüglich der abfall-

wirtschaftlichen Auswirkungen des

so genannten Zwangspfands durch-

zuführen und sodann Bundestag und

Bundesrat zu informieren. In diese

Evaluierung werden auch die Dach-

verbände der Wirtschaft einbezogen. 

Hinzu kommt die Umsetzung der im

Dezember 2008 verabschiedeten EU-

Abfallrahmenrichtlinie, die über das

Kreislaufwirtschafts- und Abfallge-

setz vorzunehmen ist. Aus Sicht der

Ernährungsindustrie ist dafür Sorge

zu tragen, dass die Richtlinie im Hin-

blick auf Nebenprodukte, die in der

Ernährungsbranche in erheblichem

Umfang anfallen, 1:1 umgesetzt und

sichergestellt wird, dass diese Pro-

dukte dem abfallrechtlichen Regime

entzogen werden. 

Wasserhaushaltsgesetz

Nach dem die Kodifikation eines

Umweltgesetzbuchs (UGB), die die

Regierungsparteien in ihrer Koali-

tionsvereinbarung vorgesehen hat-

ten, gescheitert ist, soll in dieser

Legislaturperiode jedoch u. a. das

Wasserhaushaltsgesetz, eines der

bisherigen Teilgesetze im UGB,  no-

velliert werden. Der Gesetzentwurf

sieht eine Ermächtigung der Bundes-

regierung zum Erlass einer Rechts-

verordnung vor, die den Schutz der

Gewässer vor wassergefährdenden

Stoffen regelt. 

Sowohl im Umweltbundesamt als

auch im Bundesumweltministerium

gibt es konkrete Überlegungen, die

darauf abzielen, biogene, d. h. auf

pflanzlicher oder tierischer Grundlage

basierende Öle zukünftig als wasser-

gefährdend einzustufen. Diese Öle

werden in weiten Bereichen der

Ernährungsindustrie, wie z. B. der

Feinkost-, Margarine-, Milch-, öl-

saatenverarbeitenden und Süßwaren-

industrie hergestellt und verarbeitet.

Konsequenz wäre, dass die betroffe-

nen Unternehmen mit erheblichem

Aufwand Nachrüstungsmaßnahmen

von Anlagen zum Lagern, Abfüllen,

Herstellen und Behandeln dieser

Stoffe durchzuführen hätten. 

Zusammen mit ihren betroffenen

Mitgliedsverbänden wird sich die

BVE dafür einsetzen, dass der Status

quo gewahrt bleibt und diese Öle

weiterhin als nicht wassergefähr-

dend eingestuft werden. 

Bioenergie

Bioenergie stellt eine sensible, diffe-

renziert zu betrachtende Thematik

dar. Vor dem Hintergrund des Klima-

wandels und seinen Konsequenzen

sowie der Sicherung der Energiever-

sorgung, haben die erneuerbaren

Energien besondere Bedeutung. Dies

schließt die Bioenergie bzw. Bio-

kraftstoffe ein. Es ist jedoch festzu-

stellen, dass die Unternehmen der

Ernährungsindustrie und die Erzeu-

ger von Bioenergie/-kraftstoffen teil-

weise um die gleichen Rohstoffe und

die zugrunde liegenden Agrarflächen

konkurrieren. Die BVE hat deshalb

stets gefordert, dass die quantitative

und qualitative Rohstoffverfügbar-

keit der Ernährungsindustrie ge-

währleistet und der Anbau von 

Rohstoffen zur Nahrungsmittelher-

stellung Kerngeschäft der Landwirt-

schaft bleiben muss. 

In diesem Sinne hat sie auch ihre

Aktivitäten in 2008 hinsichtlich des

8. Gesetzes zur Änderung des Bun-

des-Immissionsschutzgesetzes aus-

gerichtet, das die Biokraftstoffquo-

ten in Deutschland regelt. 

Positiv zu bewerten ist, dass in dem

von der Bundesregierung im Oktober

2008 verabschiedeten Gesetzent-

wurf eine Überprüfungsklausel auf-

genommen wurde, die eine Verpflich-

tung der Bundesregierung vorsieht,

dem Bundestag ab 2011 über die

Rahmenbedingungen zu berichten

und ggf. eine Quotenanpassung zu

empfehlen. Durch diese Regelung,

für die sich die BVE bereits in der

Vergangenheit eingesetzt hatte, wird

ein Mindestmaß an Flexibilität er-

möglicht, um korrigierend eingreifen

zu können.  

Gegenstand massiver Kritik stellt die

im Gesetzentwurf vorgesehene Re-

gelung dar, Palm- und Sojaöl bis auf

weiteres aus Nachhaltigkeitsgrün-

den nicht auf die Biodieselquote an-

zurechnen. Dies würde ggf. eine Sub-

stitution durch Rapsöl erfordern und,

bedingt durch die verstärkte Nach-

frage nach Raps, zu einer Belastung

der Ernährungsindustrie führen. Zu-

sammen mit mehreren Mitgliedsver-

bänden hat die BVE sich in einem ge-

meinsamen Positionspapier gegen

dieses Vorhaben ausgesprochen und

dies auch gegenüber Mitgliedern des

Agrarausschusses des Deutschen

Bundestags dargelegt. 

Die EU-Kommission hat diesen Ge-

setzentwurf wegen des Ausschlusses

der Anrechenbarkeit von Palm- und

Sojaöl auf die Biodieselquote

zwischenzeitlich bis zum 19. 10. 2009

blockiert, da diese Regelung nach

ihrer Auffassung gegen WTO-Rege-

lungen sowie das Prinzip des Binnen-

marktes verstößt. 

Klimaschutz und

Energieeffizienz:

Schwerpunkte 

der BVE-Arbeit


